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Hans Brandt

Eine junge Schweizerin aus
Appenzell hat viel bessere Chan­
cen, ihre Ausbildung erfolgreich
abzuschliessen, als ein junger
Mann mit Migrationshinter­
grund aus Genf. Eine grosse Rol­
le beim Erfolg spielen auch das
Bildungsniveau der Eltern und
dasAlter, in dem Jugendliche aus
dem Ausland in die Schweiz ge­
zogen sind: Je länger sie hier zur
Schule gehen, desto besser. Das
zeigt eine gross angelegte Unter­
suchung, die das Bundesamt für
Statistik (BFS) vorgelegt hat.

Mehr als 82’500 Jugendliche
hat das BFS zehn Jahre lang be­
obachtet: Das waren alle jungen
Frauen und Männer in der
Schweiz, die 2010 15 Jahre alt
wurden. Zehn Jahre später hat­
ten davon 92,9 Prozent aller
Frauen einen erfolgreichen Ab­
schluss, aber nur 90 Prozent der
Männer.Noch stärkerwirkte sich
ein Migrationshintergrund aus:
93,6 Prozent aller in der Schweiz
geborenen Schweizer Jugend­
lichen waren erfolgreich, aber
nur 79,9 Prozent der imAusland
geborenen ausländischen Ju­
gendlichen.

Ein Abschluss der Sekundar­
stufe II gelte als «minimale Vor­
aussetzung» für die Integration
in Wirtschaft und Gesellschaft,
betont das BFS. Ziel der Schwei­
zer Bildungspolitik ist es, dass
95 Prozent aller Jugendlichen ei­
nen solchenAbschluss erreichen.
Mit einem eidgenössischen Fä­

higkeitszeugnis (EFZ) odereinem
eidgenössischen Berufsattest
(EBA) ist derWeg in denArbeits­
markt geebnet.UndwerdasGym­
nasium erfolgreich abgeschlos­
sen hat, kann studieren.

Höherer sozialer Druck
Während ein Migrationshinter­
grund die Erfolgsquote am
stärksten beeinflusst, kommt
schon an zweiter Stelle die
Sprachregion, in der die Ausbil­
dung erfolgt: Die französische
Schweiz erzielt deutlich geringe­
re Erfolge (88,5 Prozent) als die
Deutsch- und die rätoromani­
sche Schweiz (92,5 Prozent). Be­
sonders gut schneiden ländliche
Kantone ab: Appenzell Inner­
rhoden istmit einer Erfolgsquote
von 98,6 Prozent Spitzenreiter –
mit allerdings nur 210 Jugend­
lichen insgesamt.

Unterschiede zwischen Stadt
und Land hätten einen deut­
lichen Einfluss auf den Erfolg,
erklärt Stefan Wolter, Professor
in Bern und einer der führenden
Bildungsexperten des Landes:
«Wennman nicht inAusbildung
ist oder arbeitet, istman auf dem
Land einem höheren sozialen
Druck ausgesetzt als in derAno­
nymität der Stadt.» Dass aber
auch ein städtischer Kantonwie
Zürich mit 91,9 Prozent respek­
table Ergebnisse erziele, wäh­
rend Genf bei 84 Prozent liege,
weise auf Unterschiede im Bil­
dungssystem hin, meint Wolter.
Der BFS-Bericht zeige erneut,
dass einige Kantone dringend

Änderungen an ihremBildungs­
system vornehmen müssten.

In derWestschweiz sei der Fo­
kus auf akademischeAllgemein­
bildung besonders stark; das be­
legen auch die BFS-Zahlen: Das
Gymnasium gilt als wichtigstes
Ziel. «Dadurch landen Jugendli­
che in Bildungsbereichen, die
nicht ihren Fähigkeiten entspre­
chen», meint Wolter. «Das führt
zumultiplenAbbrüchen– erst im
Gymnasium, dann in der Fach­
mittelschule, danachwomöglich
noch in einer besonders an­
spruchsvollen Lehre.» Irgend­
wann seien die Auszubildenden
entmutigt. Schon der Bildungs­
bericht 2018 habe gezeigt:Wo zu
viele Jugendliche ins Gymnasium
drängten, scheiterten auchmehr
daran, überhaupt einen Ab­
schluss zu erreichen.Dabei sei ei­
gentlich klar, dass derErfolg dort
am grössten sei, wo die erste
Wahl einerAusbildungmöglichst
realistisch getroffen werde.

Als vor mehr als 15 Jahren
erstmals ein SchweizerBildungs­
bericht die tiefenAbschlussquo­
ten imKanton Genf hervorgeho­
ben habe, habe der zuständige
Bildungsdirektor dieVerlässlich­
keit der BFS-Zahlen scharf infra­
ge gestellt, erzähltWolter. «Jetzt
kann das BFS mit Sicherheit sa­
gen, dass die Zahlen stimmen.»
Wolter warnt allerdings davor,
den hier untersuchten Faktoren
zu viel Gewicht zu geben: «Die­
se Zahlen sind limitiert, weil sie
keine Angaben über schulische
Leistungen enthalten.»

Von den 8,6 Prozent der Jugend­
lichen, die imAltervon 25 Jahren
noch garkeinenAbschluss haben,
habe etwa die Hälfte gar keinen
Versuch unternommen, einen
Abschluss zu machen, während
die anderen 50 Prozent geschei­
tert seien, sagtWolter. Auch hier
wirkte sich einMigrationshinter­
grund besonders negativ aus:
18 Prozent der imAusland gebo­
renen ausländischen Jugendli­
chen brachen die Ausbildung ab.
Wer keinen Abschluss habe, ge­
höre zu einer «Risikogruppe»,
schreibt das BFS, «da sie häufi­
ger in prekären Arbeitsverhält­
nissen tätig sind, arbeitslos wer­
den oder Sozialhilfe beziehen».
TatsächlichwarenmehrereHun­
dert der 25-Jährigen ohne Ab­
schluss im Jahr 2020 arbeitslos.

Schweiz als Spitzenreiter
Dabei bietet das eidgenössische
Berufsattest, also die zweijähri­
ge Fachlehre, auch als Anlehre
bekannt, eine besonders niedri­
ge Schwelle an. Es ermöglicht
vorwiegend praktisch veranlag­
ten Auszubildenden, die von
einer vollwertigen EFZ-Lehre
überfordert wären, einen aner­
kannten Abschluss. Auch das
EBAhabe dazu beigetragen, dass
die Schweiz ihr Ziel von 95 Pro­
zent erfolgreichen Abschlüssen
zwar noch nicht erreicht habe,
aber im internationalen Ver­
gleich sehrgut abschneide,meint
Wolter: «Die Schweiz ist immer
noch ein Spitzenreiter bei den
Abschlussquoten.»

Wo alle ins Gymnasiumwollen,
ist die Abbrecherquote viel höher
Neue Studie Zehn Jahre lang haben Forschende den Bildungsweg von Jugendlichen in der Schweiz
begleitet. Dabei wurdenMängel in der Erziehungspolitik identifiziert – aber auch Erfolge.

«Diese Zahlen
sind limitiert, weil
sie keine Angaben
über schulische
Leistungen
enthalten.»
StefanWolter
Professor für Bildungsökonomie

Die Mittelschule ist längst nicht für alle Jugendlichen der ideale Weg. Foto: Keystone

Justiz Folter soll in der Schweiz
als eigener Straftatbestand auf­
geführtwerden.Die Rechtskom­
missionen beider Kammern sind
mit einer parlamentarischen
Initiative aus der GLP-Fraktion
einverstanden. Mehr als 30 Na­
tionalratsmitglieder hatten das
Begehren unterzeichnet.

Die Rechtskommission des
Ständerates entschied gestern
einstimmig, der parlamentari­
schen Initiative Folge zu geben.
Die Rechtskommission des Na­
tionalrates kann nun einen Vor­
schlag ausarbeiten und dabei
den Straftatbestand der Folter
klar umschreiben.

Die meisten Folterhandlun­
gen seien in der Schweiz bereits
strafbar. Ausdrücklich verboten
sei Folter aber nur im Zusam­
menhang mit Verbrechen gegen
die Menschlichkeit und mit
Kriegsverbrechen. Das genüge
nicht, befand die Rechtskommis­
sion des Ständerates.

Die Kommission verweist auf
das Völkerrecht und die Ver­
pflichtungen,welche die Schweiz
mit der Ratifikation des UNO-
Übereinkommens gegen Folter
eingegangen ist. Werde das
Strafgesetzbuchmit demTatbe­
stand der Folter ergänzt, schaffe
das auch Rechtsparallelität für
die internationale Rechtshilfe.

Laut der Initiative legte na­
mentlich das UNO-Komitee ge­
gen Folter der Schweiz wieder­
holt nahe, einen spezifischen
Foltertatbestand ins Strafrecht
aufzunehmen. In anderen Ver­
tragsstaaten habe ein spezifi­
scher Straftatbestand mit einer
Definition von Folter präventive
Wirkung gezeigt.

Wegen der Lücke im Straf­
recht könnten Täterinnen und
Täter und deren Komplizinnen
und Komplizen einer angemes­
senen Bestrafung entgehen,
heisst es zurBegründung der In­
itiative. Die Schweiz laufe des­
halb Gefahr, in naher Zukunft
vom Europäischen Gerichtshof
fürMenschenrechte verurteilt zu
werden.

Eingereicht hatte die parla­
mentarische Initiative National­
rat Beat Flach (GLP, AG). Über
30 Nationalrätinnen und Natio­
nalräte aus allen Fraktionen hat­
ten sie mitunterzeichnet. (sda)

Folter soll eigener
Straftatbestand
werden

Krieg in der Ukraine Bundesrätin
KarinKeller-Sutter schliesst nicht
aus, dass die schweizweite Soli­
darität mit den Flüchtlingen aus
derUkraine abebbenkönnte, falls
nochvielemehrkommenunddie
Behörden ihre Aufgaben nicht
machenwürden. Innert einesTa­
ges ist die Zahl der registrierten
Flüchtlinge um über 1100 gestie­
gen. Der erstmals angewandte
Schutzstatus S sorge zuerst ein­
mal dafür, dass das Systemange­
sichts der schieren Menge an
Schutzsuchendennicht kollabie­
re, sagte Keller-Sutter gestern im
«Tagesgespräch» von Schweizer
Radio SRF. Zudem hätten die al­
lermeisten von ihnen den festen
Willen, in die Ukraine zurück­
zukehren. Diese Menschen seien
kollektiv bedroht. Man dürfe die
Situationen nicht vermischen.
Insofern sehe sie keineUngleich­
behandlung oder Bevorzugung
der ukrainischen Flüchtlinge ge­
genüber anderen Flüchtlingen in
der Schweiz, erklärte die Justiz­
ministerin. (sda)

1100 Geflüchtete
an einem Tag
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Migrationshintergrund bremst Lernerfolg

Anteil der Jugendlichen mit Jahrgang 1995, die bis zum 25. Altersjahr
einen Abschluss der Sekundarstufe II machten, in Prozent

Berufsbildung Maturität Keine abgeschlossene Ausbildung

Total
65,3 26,1

Männer
69,7 20,3

Frauen
60,7 32,2

In der Schweiz geborene Schweizer/innen
66,0 27,6

In der Schweiz geborene Ausländer/innen
69,8 15,6

Im Ausland geborene Schweizer/innen
55,7 30,1

Im Ausland geborene Ausländer/innen
54,6 25,3

Deutsch- und rätoromanische Schweiz
71,5 21,0

Französische Schweiz
49,5 39,0

Italienische Schweiz
56,2 34,6

Städtische Gemeinde
60,9 29,1

Intermediäre Gemeinde
69,2 23,5

Ländliche Gemeinde
73,9 20,0

6,4

14,6

14,2

20,1

7,5

11,5

9,2

10,0

7,3

6,1

8,6

10,0
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Terror BeimdrittenAnschlag bin-
neneinerWoche sindgestern fünf
Menschen getötet worden. Dies
bestätigte ein Sprecher des Ret-
tungsdienstes Zaka. Ein mit
einemGewehrbewaffneterMann
eröffnete nach Polizeiangaben in
Bnei Brak bei Tel Aviv gezielt das
Feuer auf Passanten. Polizisten
hätten ihn daraufhin erschossen,
hiess es. Nach Medienberichten
handelte es sich beim Täter um
einen Palästinenser aus dem
Westjordanland.

Israels Regierungschef Naftali
Bennett sagte vorBeginnvonGe-
sprächen mit Verteidigungsmi-
nister Benny Gantz: «Israel ist
mit einer mörderischen arabi-
schenTerrorwelle konfrontiert.»
Man werde entschlossen und
«mit eiserner Faust» gegen den
Terrorvorgehen.Mit demAtten-
tat in Tel Aviv sind binnen einer
Woche elf Israelis bei Anschlä-
gen ums Leben gekommen. (sda)

DieWelle der
Gewalt in Israel
reisst nicht ab

Die Experten in Südkoreas
Hauptstadt Seoul sagen, eswür-
de Jahre dauern, den Amtssitz
des Präsidenten vom Blauen
Haus im Bezirk Jongno ins Ge-
bäude des Verteidigungsminis-
teriums nach Yongsan zu verle-
gen.AberYoon Suk-yeol ist eben
kein Experte. Sondern der desi-
gnierte Präsident des Tigerstaa-
tes. Erweiss vor allem,was erwill
und was er nicht will.

Und erwill auf keinen Fall ins
Blaue Haus ziehen, wie das seit
über sieben Jahrzehnten jedes
südkoreanische Staatsoberhaupt
getan hat. Danach sollen sich die
Experten richten und besagten
Umzug nicht binnen Jahren, son-
dern binnen Wochen möglich
machen.

Seit der Präsidentschaftswahl
am 9. März steht fest, dass der
konservative Ex-Staatsanwalt
Yoon Suk-yeol am 10. Mai der
neue Regierungschef Südkoreas

wird. Die Übergangsphase läuft.
Yoon gilt als politischerNeuling.
Der 61-Jährige war als Kandidat
der grössten Oppositionspartei,
Partei Macht des Volkes (PPP),
angetreten. Yoon sollte jetzt ei-
gentlich anderes zu tun haben,
als ein Beispiel dafür zu liefern,
wie teuer einen Staat die Sturheit
seines oberstenMachtmenschen
kommen kann. Aber Yoon hat
nunmal imWahlkampf das Blaue
Haus zum Symbol unnahbarer
Autorität erklärt und verspro-
chen, es nach seiner Wahl der
Bevölkerung «zurückzugeben».
Das will er jetzt durchziehen.

Logistischer Irrsinn
Die Idee ist nicht neu. Auch der
scheidende Amtsinhaber Moon
Jae-inwollte raus aus demweit-
läufigen Gebäudekomplex zwi-
schen Gyeongbok-Palast und
Berg Bugak. Aber im Amt sah er
dann ein, dass ein Umzug vor al-

lemSicherheitsrisiken und logis-
tischen Irrsinnmit sich gebracht
hätte. Es geht schliesslich nicht
um den Wechsel irgendeiner
beliebigenDienstwohnung.Aber
Yoon Suk-yeol lässt sich nicht be-
lehren. Trotz Gegenwind und
horrendem Aufwand.

DemWechsel aus demBlauen
Haus folgt eine ganze Reihe
weiterer Umzüge: Das Verteidi-
gungsministerium wechselt ins
Hauptquartier der Generalstabs-
chefs, dieses wiederum zieht in

das Hauptstadt-Verteidigungs-
kommando und so weiter. Das
Finanzministerium schätzt die
Kosten für den Ortswechsel
auf 49,6 MilliardenWon, umge-
rechnet etwa 37Millionen Fran-
ken.Manche Parlamentarier hal-
ten diese Summe für zu optimis-
tisch. Bei Online-Petitionen
kamen binnen weniger Tage
über 400’000 Unterschriften zu-
sammen.

Viele wundern sich
Und Yoon Suk-yeols Verspre-
chen,die Regierungwiedernäher
an die Menschen heranzubrin-
gen, finden auch nicht alle über-
zeugend.Das BlaueHaus liegt in
der Nähe des Gwanghwamun-
Platzes, auf dem schon grosse
Demonstrationen stattgefunden
haben. Die Gegend um das
Verteidigungsministerium in
Yongsan ist nicht geeignet für
Massenkundgebungen.

«Es ist eine Entscheidung, die ich
für die Zukunft des Landes ge-
fällt habe», hatYoon Suk-yeol ge-
sagt. Vor seinem Amtsantritt
dürfte er aber nicht sehr weit
kommen damit. Denn noch ist ja
Yoons politischer Gegner Moon
Jae-in imAmt.AmMontag trafen
sich die beiden. Die Stimmung
soll nicht unfreundlich gewesen
sein, aber begeisterte Unterstüt-
zung kann Yoon vom scheiden-
den Präsidenten bestimmt nicht
erwarten.

Und neutrale Beobachter in
Südkorea wundern sich seit
Wochen, warum Yoon Suk-yeol
überhaupt dieses ganze Theater
veranstaltet. Sie verstehen das
Zeichen zum Neuanfang. Aber
ein neuer Stil hängt ja vor allem
davon ab,wasYoon als Präsident
macht. Wo er das macht, ist
eigentlich egal.

Thomas Hahn, Tokio

Der Präsident wünscht sich einen neuen Palast
Südkorea Der künftige Staatschef will seinen Amtssitz verlegen. Das wäre teuer und umständlich.

Will einen Neuanfang: Koreas
Präsident Yoon Suk-yeol. Foto: AFP

Fabian Fellmann,Washington

Die Schlagzeile ist Gold wert für
die Demokraten. Ein Bundes-
richter in Kalifornien hat geur-
teilt, Donald Trump habe sich
«wahrscheinlich» strafbar ge-
macht, als er vor dem 6. Januar
2021 die Bestätigung der Wahl
von Joe Biden hintertreiben
wollte. Die amMontag veröffent-
lichte Einschätzung ging so-
gleich um dieWelt.

Dabei ist dieAussagekraft des
Urteils bescheiden; die viel zi-
tierte Passage stammt aus einem
Zivilprozess und ist meilenweit
entfernt von einer Anklage
Trumps oder gar einem rechts-
kräftigen Schuldspruch. Doch
das Beispiel zeigt,wie der Parla-
mentsausschuss, der die Vor-
kommnisse vom 6. Januar unter-
sucht, das Recht geschickt nutzt,
um öffentlich Druck auf Trump
aufzubauen.

Der Ausschuss dürfte seine
Arbeit kaum abschliessen vor
den Zwischenwahlen imNovem-
ber. Sollten die Republikaner
dann dieMehrheit im Repräsen-
tantenhaus erobern, werden sie
die Untersuchung stoppen. Der
Ausschuss will darum vorher so
viele Erkenntnisse wie möglich
ans Licht zerren – umdas Justiz-
ministerium unterDruck zu set-
zen und eine Anklage zu prüfen.
Und damit auchmöglichst vielen
Republikanern klar wird, dass
Trump nicht wählbar ist.

Das SMS der Richtergattin
Den jüngsten Erfolg erwirkte der
Ausschuss mit einem Zivilpro-
zess gegen Trumps Anwalt John
Eastman. Der Richter machte
aber nicht etwa eine strafrecht-
liche Abwägung. Er musste nur
entscheiden, ob Eastman trotz
Anwaltsgeheimnis vertrauliche
Unterlagen über Trump heraus-
rückenmusste. Die entscheiden-
de Frage war, ob die Dokumen-
te zur Vorbereitung einer Straf-
tat gedient hatten. Das sei
«wahrscheinlich», schloss der
Bundesrichter in Kalifornien.
Der Richter wies Eastman an,
demAusschuss die allermeisten

Akten auszuhändigen, darunter
E-Mails mit Notizen zur Vorbe-
reitung des Putschs.

Trump habe gewusst, dass
sein Vorgehen gesetzwidrig sei,
befand der Richter. «Die Illegali-
tät des Planswar offensichtlich»,
hielt er imUrteil fest. «Präsident
Trump und Dr. Eastman haben
den Plan mit Vorwürfen von
Wahlfälschungen gerechtfertigt,
aber Präsident Trump wusste
wahrscheinlich, dass die Recht-
fertigung haltlos war, und dar-
um auch, dass der ganze Plan ge-
setzeswidrig war.»

In den Sog der Untersuchun-
gen ist der oberste Richter Cla-
rence Thomas geraten, ein Lieb-

lingsgegner der Demokraten: Er
ist der zweite Afroamerikaner in
dem Amt. Der erzkonservative
Föderalist spricht der Regierung
in Washington eine Reihe von
Kompetenzen rundweg ab, etwa
im Kampf gegen Drogen. Wie
Thomas ist auch seine Frau
stramm konservativ. Virginia
Thomasmachte vorwenigenTa-
gen publik, sie habe selbst am
Protest vor demCapitol am 6. Ja-
nuar teilgenommen.

Allerdings habe sie der De-
monstration nur ganz amAnfang
beigewohnt und sei schon wie-
der weg gewesen, als die Situa-
tion eskaliert sei: DerMob stürm-
te das Capitol, in dem an jenem

Tag Bidens Wahl bestätigt wer-
den sollte. Daswar offenbar ganz
im Sinne von Virginia Thomas.
Sie hatteTrumps StabschefMark
Meadows zuvor regelrecht mit
Textnachrichten bombardiert
und verlangt, Trump müsse das
Resultat der Präsidentschafts-
wahl vom3.November 2020 kip-
pen. 29 Kurznachrichten vonVir-
ginia Thomas an Meadows hat
der Parlamentsausschuss aufge-
stöbert.

Drei Tage nach der Wahl, am
6. November 2020, schrieb sie
dem Stabschef zum Beispiel:
«Räumt die Niederlage nicht ein.
Es braucht Zeit, die Armee hin-
ter ihm zu versammeln.» Nicht

nur ist es schockierend, dass eine
institutionell derart gut vernetz-
te Republikanerin einen Putsch
unterstützt. Sie hat auch ihren
Mann in seiner Funktion als
Richter in eine delikate Position
gebracht.Aus ihrenNachrichten
geht zwar nicht hervor, dass sie
mit ihmüber dasThema gespro-
chen hätte. Nur einmal spielt sie
auf eine Unterhaltungmit ihrem
«besten Freund» an; das ist der
Kosename,mit dem sichThomas
und ihr Mann anreden.

Ist der Richter befangen?
Sollte der Richter über die engen
Kontakte seiner Frau zumWeis-
sen Haus Bescheid gewusst ha-

ben,wovon auszugehen ist, stel-
len sich Fragen zur Gewalten-
trennung und zu seiner
Befangenheit – denn es ist
durchaus denkbar, dass sich das
Oberste Gericht der Vereinigten
Staaten einmal mit den Folgen
derUntersuchung zum 6. Januar
2021 auseinandersetzen muss.

VirginiaThomas hat nicht nur
gute Schlagzeilen für den Unter-
suchungsausschuss zum6. Januar
geliefert. Sie belegt auch,wie tief
Trumps Putschversuch ging und
wie weit nun dessen Nachbeben
reichen – ein Zeichen dafür, wie
zersetzend Putschversuche, so
ungeschickt sie auch seinmögen,
wirken.

Trump handelte «wahrscheinlich» kriminell
Sturm des Capitol Die Aufarbeitung der Ereignisse vom 6. Januar 2021 und die Klärung der Rolle des damaligen US-Präsidenten
Donald Trump fördert eine Flut neuer Erkenntnisse zutage. Doch bis zu einer Anklage ist es noch ein sehr weiter Weg.

Er bereitet eine weitere Präsidentschaftskandidatur vor, die Demokraten wollen das verhindern: Donald Trump am 6. Januar 2021 vor dem Weissen Haus. Foto: AP, Keystone


